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Zürich

Roland Maag, als ihn der TA vor drei Jahren besuchte. Heute will er keine Interviews mehr geben. Foto: Nicola Pitaro

Von Liliane Minor
Zürich – Viermal stand er schon vor Ge-
richt, der 27-jährige Schweizer, der als 
Beruf Kanalreiniger angibt und von der 
Sozialhilfe lebt. Jedes Mal ging es um 
einen wuchtigen Faustschlag mit drama-
tischen Folgen: Das Opfer, Roland Maag, 
ist seither schwer behindert. Und jedes 
Mal stand dieselbe Frage im Zentrum: 
Durfte der Schläger darauf vertrauen, 
dass sein Kontrahent keine bleibenden 
Schäden erleiden würde? Oder musste 
er davon ausgehen, dass es zu schweren 
Verletzungen kommen könnte? Hat er, 
wie die Juristen sagen, fahrlässig oder 
eventualvorsätzlich gehandelt? Punkto 
Strafmass liegen Welten dazwischen: 
Für fahrlässige schwere Körperverlet-
zung gibt es maximal drei Jahre, für 
eventualvorsätzliche bis zu zehn Jahre. 

Anfangs schien alles für die erste 
Interpretation zu sprechen. Sogar der 
Staatsanwalt klagte auf fahrlässige Kör-
perverletzung. Das Bezirksgericht Zü-
rich verurteilte den Mann zu drei Jah-
ren, die Hälfte sollte er absitzen. Dage-
gen legten Maags Anwalt ebenso wie der 
Verteidiger des Schlägers Berufung ein. 
Vor Obergericht kam es 2010 zu einer 
überraschenden Wende: Dieses trat 
nicht auf die Anklageschrift ein, sondern 
wies die Staatsanwaltschaft an, auf Even-
tualvorsatz zu klagen.

Das tat der Staatsanwalt – und er ver-
langte neu fünf Jahre Gefängnis. Zum 

zweiten Mal musste das Bezirksgericht 
Zürich urteilen, und es kam zum selben 
Schluss und zur selben Strafe wie beim 
ersten Mal. Der Beschuldigte habe nur 
fahrlässig gehandelt: Normalerweise 
führe ein Faustschlag nicht zu lebensge-
fährlichen Verletzungen. Dagegen leg-
ten alle drei Parteien Berufung ein.

«Aussergewöhnlich brutal»
Gestern stand der Schläger zum zweiten 
Mal vor Obergericht. Er zeigte sich wort-
karg, zur Tat wollte er nichts sagen. Der 
Staatsanwalt verlangte erneut eine 
Strafe von fünf Jahren. Er sprach von 
einem rücksichtslosen Schlag ohne An-
lass. Maags Anwalt sagte, ein solcher 
Schlag habe regelmässig schwere Verlet-
zungen zur Folge. Der Verteidiger stellte 
sich weiterhin auf den Standpunkt, sein 
Mandant habe nicht mit diesen Konse-
quenzen rechnen müssen. Er beantragte 
zweieinhalb Jahre bedingt. Einig waren 
sich alle, dass der Mann eine ambulante 
Therapie braucht.

Das Obergericht folgte in der Beurtei-
lung dem Staatsanwalt: «Das war ein 
aussergewöhnlich brutaler Faustschlag.» 
Der Beschuldigte habe eine schwere Ver-
letzung des Opfers in Kauf genommen. 
Es verurteilte ihn zu vier Jahren Gefäng-
nis, die er vollständig absitzen muss. 
Maags Stiefvater zeigte sich damit zufrie-
den. Die Verteidigung dürfte das Urteil 
wohl vor Bundesgericht ziehen. 

Der Schläger nahm  
die schlimmen Folgen in Kauf
Das Obergericht hat das Urteil des Bezirksgerichts korrigiert: Der Mann, der 
FCZ-Fan Roland Maag zum Invaliden prügelte, muss vier Jahre ins Gefängnis.

Die Abstimmung zur  
erleichterten Ökosanierung 
von Häusern ist ungültig. 
Das Parlament muss  
nochmals darüber befinden.

Von Stefan Häne
Zürich – Gross war der Jubel, als der Kan-
tonsrat vor einer Woche beschloss, ener-
getische Haussanierungen markant zu 
vereinfachen. Der energiepolitisch wich-
tige Entscheid fiel mit 167 zu 0 Stimmen 
bemerkenswert deutlich aus. Ein ande-
rer Punkt ist freilich noch bemerkens-
werter: Die Abstimmung ist ungültig – 
oder «gegenstandslos», wie es Moritz 
von Wyss, Leiter der Parlamentsdienste, 
formuliert. Nun muss der Kantonsrat 
in vier Wochen nochmals über die 
Änderungen im Planungs- und Bauge-
setz (PBG) befinden. Grund dafür ist ein 
Verfahrensfehler, den während der De-
batte am 27. Februar niemand bemerkt 
hatte – weder Ratspräsident Jürg Trach-
sel (SVP) noch ein anderer Kantonsrat 
und ebenso wenig Baudirektor Markus 
Kägi (SVP), die Parlamentsdienste oder 
die anwesenden Journalisten. 

Die Vorlage, eine Frucht der FDP-Ini-
tiative «Umweltschutz statt Vorschrif-
ten», war nach der ersten Redaktionsle-
sung ordnungsgemäss ins Parlament ge-
langt. In der Folge hätte das Parlament 
korrekterweise bloss eine inhaltliche 
Debatte führen dürfen – ohne Schlussab-

stimmung. Die Redaktionskommission 
hätte die Vorlage hernach in einer zwei-
ten Lesung überarbeiten müssen und 
erst dann zur entscheidenden Abstim-
mung bringen dürfen. Von Wyss spricht 
vom ersten Verfahrensfehler in seiner 
Zeit als Leiter der Parlamentsdienste, 
also in den letzten zwei Jahren. Er über-
nehme die Verantwortung dafür. 

Petri wird nun Nein stimmen 
Die Redaktionskommission, präsidiert 
von Kantonsrat Bernhard Egg (SP), muss 
sich jetzt nochmals über das Geschäft 
beugen. Prüfen muss sie unter anderem, 
ob die geplanten Neuerungen im PBG 
 gesetzeskonform und grammatikalisch 
fehlerfrei sind. Auch inhaltliche Ände-
rungen sind möglich, werden aber sel-
ten vorgenommen. Weil der Rat in die-
sem Stadium die Vorlage bereits beraten 
hat, entspreche eine erneute «inhaltli-
che Antragstellung» nicht den politi-
schen Gepflogenheiten, so von Wyss. 

Dass die Vorlage den Rat ein zweites 
Mal passieren wird, scheint so gut wie 
 sicher – allerdings wird dies nicht mehr 
ohne Gegenstimme der Fall sein. Zumin-
dest Gabi Petri (Grüne) wird dagegen 
 votieren, wie sie auf Anfrage sagt. Sie 
 befürchtet, eine Welle von Solaranlagen 
werde «den Ortsbild- und Denkmal-
schutz wegschwemmen». Am vorletzten 
Montag hatte sich Petri der Stimme noch 
enthalten. Verwirrt über den Aufruf zur 
Schlussabstimmung entschloss sie sich, 
besser nicht als falsch zu stimmen. 

Panne im Kantonsrat 
bei der Solarabstimmung 

Anwohner des geplanten 
SBB-Neubaus beim Bahnhof 
Tiefenbrunnen reagieren 
allergisch auf das Projekt.

Von Edgar Schuler
Zürich – Es herrschte in jeder Hinsicht 
dicke Luft gestern Abend an der Infor-
mationsveranstaltung des Quartierver-
eins Riesbach zum geplanten Büroneu-
bau im Tiefenbrunnen. Der Saal im Ge-
meinschaftszentrum an der Seefeld-
strasse war zum Bersten voll, als Vertre-
ter der SBB antraten, um ihr Projekt 
«Vuelo» vorzustellen. Alarmierte An-
wohner hatten in den letzten Tagen 
dazu aufgerufen, sich gleich aus erster 
Hand zu informieren (TA von gestern).

Projektleiterin Eva-Maria Kämpf hatte 
einen schweren Stand. Als sie sagte, die 
SBB wollten den bisherigen «Unort» des 
Bahnhofsgeländes mit dem Büroneubau 
aufwerten, antwortete ein Anwohner 
bitter: «Was Sie einen Unort nennen, ist 
unsere Aussicht.»  Sorgen macht den An-
wohnern erstens die Höhe des geplan-
ten Hauses. Es soll drei Stockwerke plus 
ein Attikageschoss hoch werden, wobei 
dieses Attikageschoss deutlich höher ist 
als die anderen Geschosse. Dort ist ein 
Restaurant geplant. Kämpf erläuterte, 
das Projekt unterschreite mit 11,5 Me-

tern deutlich die 25 Meter Höhe des 
«Hotz-Chlotz», einem Vorgängervorha-
ben, gegen das sich die Anwohner vor 
Jahren erfolgreich gewehrt hatten.

Ein Thema war zweitens, dass das 
Haus auf aufgeschüttetem Land zu ste-
hen kommen wird. Auf die Frage, ob 
sich der Kanton die Verwendung dieses 
sogenannten Konzessionslandes vergol-
den lassen wolle, antwortete Maria Ås-
tröm von der SBB-Immobilienentwick-
lung, sie sei schon seit langem im Ge-
spräch mit dem Kanton und dieser habe 
keine Forderungen geltend gemacht. 

Drittens bezweifeln die Quartierbe-
wohner, dass es in Riesbach noch mehr 
Büroraum braucht. Die zum Teil leer ste-
henden «Seewürfel» in unmittelbarer 
Nachbarschaft wurden zum Beweis an-
geführt. «Wir wissen, dass es an grossen, 
zusammenhängenden Büroflächen man-
gelt», antwortet darauf Åström. Zudem 
werde mit dem Bau erst dann begonnen, 
wenn für 70  Prozent der Bürofläche 
feste Mietzusagen vorlägen.

Und viertens fürchten die Anwohner, 
dass der Neubau den Eisenbahnlärm ins 
Quartier zurückwirft. Das Problem 
werde bei der Detailplanung und bei der 
Auswahl der Baumaterialien berücksich-
tigt, sagte Kämpf, aber genau geprüft 
habe man das noch nicht. Damit kam sie 
bei den Skeptikern schlecht an. Man ver-
einbarte eine zweite Aussprache.

«Was Sie einen Unort nennen,  
ist unsere Aussicht»

Ein TA-Podium zeigt: Das 
Thema Migration lässt SP 
und FDP zusammenrücken. 
Dafür bekam SVP-Bundesrat 
Ueli Maurer sein Fett ab.

Von Daniel Schneebeli 
Zürich – Die Sorgen über das «Sorgen-
thema Migration», wie das TA-Podium 
betitelt war, halten sich offenbar in Gren-
zen. Der Zürcher Kaufleutensaal war 
gestern Abend kaum zur Hälfte gefüllt. 
Dafür entwickelte sich auf dem von TA-
Co-Chefredaktor Markus Eisenhut gelei-
teten Podium eine hochinteressante 
 Diskussion über die Schweizer Einwan-
derungspolitik.

Überraschend waren dabei vor allem 
die Aussagen des Aargauer Nationalrats 
Philipp Müller, der womöglich bald der 
neue FDP-Präsident sein wird. Er stellte 
den Ruf seiner eigenen Partei nach im-
mer mehr Wachstum infrage. Mit dieser 
Forderung fördere die FDP nämlich 

nicht nur die Wirtschaft, sondern auch 
die Zuwanderung. Müller kritisierte 
auch die Migrationspolitik der vergange-
nen Jahre, die immer nur auf die Bedürf-
nisse der Wirtschaft ausgerichtet gewe-
sen sei. So sei es heute nicht verwunder-
lich, dass die Schweizer Bevölkerung 
 jedes Jahr um die Grösse einer Stadt wie 
Winterthur wachse.

Es sei darum wichtig, sagte Müller, 
die «Mutter aller Fragen» zu stellen: 
«Welche Lebensqualität wollen wir in 
Zukunft.» Müllers Nationalratskollege 
Martin Naef (SP) versuchte Müller zu Be-
ginn, als es um die Asylpolitik ging, zu 
widersprechen. Doch im Laufe des 
Abends musste er immer mehr anerken-
nend nicken. Und als Müller seine 
Wachstumsthese formulierte, sagte 
Naef: «Einverstanden. Ich glaube, ich 
werde noch ein Fan von Philipp Müller.» 
Auf dem Podium war auch Susanne Bolz 
von der Schweizerischen Flüchtlings-
hilfe. Sie meldete sich vor allem zu Wort, 
als es um die Asylpolitik ging, die leider 
die gesamte Migrationspolitik «negativ 

überlagert». Um die Asylverfahren zu 
beschleunigen, verlangte sie nach mehr 
Personal, und auch hier erhielt sie Suk-
kurs von FDP-Mann Müller – wieder zur 
Freude von Martin Naef. Wenn man da-
durch ein Fünftel der Asylverfahren so 
schnell abschliessen könne, dass die 
Asylsuchenden nicht mehr auf die Kan-
tone verteilt werden müssten, könne der 
Bund viel Geld sparen, sagte Müller, weil 
er den Kantonen dann weniger zahlen 
müsse für deren Unterkünfte.

Maurers Obstruktionspolitik
Bei der Frage der Unterkünfte fuhr Mül-
ler Bundesrat Ueli Maurer kräftig an den 
Karren. Er sei froh, dass der Gesamtbun-
desrat diesen gezwungen habe, die Ar-
meeunterkünfte für die Asylbewerber zu 
öffnen. «Jetzt muss der Maurer Ueli halt 
den Finger rausnehmen.» Dieser habe 
mit seiner Aussage, man schaffe «eine 
Willkommenskultur» für die Asylsuchen-
den, wenn man ihnen Betten anbiete, 
nichts anderes gemacht als «dumme Obs-
truktionspolitik». 

«Jetzt muss der Maurer Ueli den Finger rausnehmen»

Winterthur erhält nach zehn 
Jahren Planung ein Parkhaus 
mit 480 Plätzen unter dem 
Teuchelweiherplatz. 

Von Susanne Anderegg
Winterthur – Am Schluss musste es 
schnell gehen. Nachdem das Parlament 
am 23. Januar eine Tandemlösung mit 
zwei Parkhäusern östlich und westlich 
der Altstadt abgelehnt hatte, blieben 
dem Stadtrat weniger als zwei Monate, 
um einen Baurechtsvertrag für das ur-
sprüngliche Projekt – ein Parkhaus unter 
dem Teuchelweiherplatz – abzuschlies-
sen. Die Baubewilligung für dieses Pro-
jekt liegt seit dem Frühling 2009 vor, am 
19. März wäre sie abgelaufen. 

Das Baudepartement machte sich so-
fort auf die Suche nach einer Investorin 
und verschickte die Unterlagen an rund  
zehn Anbieterinnen, worauf drei eine 
Offerte einreichten. Gestern hat der 
Stadtrat das Resultat bekannt gegeben: 

Er ist mit der Pensionskasse der Ärzte 
und Tierärzte einig geworden. Diese 
startet am 15. März mit den Bauarbeiten. 
Um das Gastspiel des Circus Knie nicht 
zu beeinträchtigen, wird vorerst nur ein 
Teil der Baugrube ausgehoben. 

Die Ärztekasse zahle einen Bau-
rechtszins von 150 000 Franken, sagt 
Bauvorsteherin Pearl Pedergnana (SP) 
zu dem Vertrag. Zudem ist die Stadt am 
Betriebsgewinn beteiligt. Das neue Park-
haus wird gemäss Pedergnana rund 480 
Parkfelder haben; es dient als Ersatz für 
die 508 Felder auf dem Teuchelweiher-
platz, der frei wird für Volksfeste und 
Zirkusse. Von früheren Plänen, ein Park-
haus mit 630 Plätzen zu bauen, ist man 
abgekommen, laut Pedergnana aus Ren-
diteüberlegungen. Die Stadträtin ist der 
Meinung, die Nachfrage könne mit dem 
kleineren Parkhaus gedeckt werden. 
2001, als die Planung ihren Anfang 
nahm, sah man das in Winterthur an-
ders. Und noch vor kurzem wollte der 
Stadtrat sogar 700 Felder in zwei Park-
häusern bauen. 

Ärztekasse baut Parking

Zürich – Ein einziger Schlag hat das bisherige 
Leben des damals 28-jährigen FCZ-Fans 
Roland Maag zerstört: Maag, der kurz vor 
dem Abschluss seiner Ausbildung zum Indust-
riekaufmann stand, erlitt schwerste Hirnver-
letzungen und schwebte in Lebensgefahr. 
Heute, sechs Jahre später, ist «Roli», wie ihn 
alle nennen, schwer behindert. Dennoch 
erzählt sein Stiefvater: «Er ist zufrieden in 
seiner eigenen Welt.» Fragt man ihn, wie es 
ihm geht, sagt Roland Maag: «Gut, bestens.» 
Tatsächlich hat er vieles erreicht, was ein Jahr 
nach dem Unfall selbst für Maags Ärzte 
absolut unerreichbar schien: Er wohnt im 
Wohnheim Bärenmoos in Oberrieden in einer 
eigenen Wohnung. Er kann sich an einen 
schriftlich fixierten Tagesplan halten. Seit 
kurzem arbeitet er im Bärenmoos stunden-
weise in der Telefonzentrale. «Darauf ist er 
riesig stolz», sagt sein Stiefvater. Die Eltern 
hoffen, dass er vielleicht mittelfristig eine 
externe Arbeit in einer Telefonzentrale findet. 
Dennoch: Kognitiv wird Roland Maag immer 
stark beeinträchtigt bleiben. «Er kann zum 
Beispiel aus Informationen keine Schlüsse 
mehr ziehen», erzählt sein Stiefvater. «Sagt 
man ihm, ein grüner Pulli sei blau, fragt er 
nicht nach, wie man auf diese Aussage 
komme. Er nimmt es einfach hin.» Die Ge-
richtsverhandlung gegen den Mann, der ihn 
niederschlug, hat er nicht verfolgt – er würde 
nicht verstehen, worum es geht. (leu)

Das Opfer Wie es ihm heute geht 


